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Drucksache 1819 


Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Memmel, Höcherl, Schlee, 
Frau Pitz-Savelsberg, Dr. Leiske und Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachten Entwurf eines Strafrechtsänderungsgesetzes 

— Drucksache 1449 — 


A. Bericht des Abgeordneten Bauer (Würzburg) 


Der Entwurf eines Strafrechtsänderungsgesetzes 
— Drucksache 1449 — wurde in der 95. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 20. Januar 1960 dem 
Rechtsausschuß zur Beratung überwiesen. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf geht darauf zurück, 
daß mehrere Städte gewissen, im Wesen der 
Prostitution liegenden und vornehmlich durch Be- 
lästigung auf belebten Straßen, Plätzen und in be- 
stimmten Gebieten in Erscheinung tretenden Miß- 
ständen durch Magistrats- und Polizeiverordnungen 
zu begegnen suchten, welche die Errichtung von 
Sperrbezirken zum Ziel hatten und auf Länderpoli- 
zeigesetze, Gemeindeordnungen auf Landesbasis, 
allgemeinen Straßenpolizei-Verordnungen sowie die 
Straßenverkehrs- und die Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung und auch die Blankettvorschrift des 
§ 366 Nr. 10 StGB gestützt waren. Durch Urteil des 
Bundesgerichtshofs für Strafsachen, Bd. 11, S. 32, 
vom 24. Oktober 1957 wurde nun ausdrücklich fest- 
gestellt, daß das hier in Frage stehende Rechtsge- 
biet durch die Vorschrift des § 361 Nr. 6a bis 6c 
erschöpfend geregelt und kein Raum mehr sei für 
Ergänzungen durch den Landes- bzw. Kommunal- 
gesetzgeber, zumal auch § 2 EGStGB Landesrecht 
beseitigt, das Gegenstand der Regelung im StGB ist. 
Das Urteil verweist abschließend für den Fall, daß 
bestimmte und benannte gesetzliche Bestimmungen 
den Interessen der Allgemeinheit nicht mehr genü- 
gen — etwa wegen einer durch die Zeitverhältnisse 
bedingten Entwicklung — • darauf, daß dem nur 
durch die Bundesgesetzgebung abgeholfen werden 
könne. 


Zur Geschichte der Rechtsmaterie wurde darge- 
legt, daß nach strafgesetzlicher Regelung vom 
26. Februar 1876 eine Bestrafung der gewerbsmäßi- 
gen Unzucht an sich vorgesehen und daneben eine 
große Zahl von Polizeivorschriften in Richtung einer 
Reglementierung und Kasernierung der Prostituier- 
ten sowie ihr Ausschluß von bestimmten örtlichen 
Anlagen und ein Verbot des Herumstehens und 
Anlockens usw. vorhanden gewesen sei. Durch das 
Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
von 1927 kam eine Wendung mit der Tendenz, nicht 
die gewerbsmäßige Unzucht als solche zu bestrafen, 
sondern auf die Einhaltung von Vorschriften im 
Hinblick auf die Gewährleistung des Anstands und 
zum Schutz der Jugend abzustellen; so wurde Num- 
mer 6a des § 361 StGB im Februar 1927 eingefügt. 
Das erwähnte BGH-Urteil vom 24. Oktober 1957 
erklärt, daß nach dem eindeutig erkennbaren Wil- 
len des Gesetzgebers die Materie in der Weise ab- 
schließend geregelt werden sollte, daß für Prosti- 
tuierte in dieser Richtung keine weiter gehenden 
gesundheits- oder ordnungspolizeilichen Vorschrif- 
ten mehr zu statuieren seien. Seitdem sei in Recht- 
sprechung und Schrifttum die Meinung überwiegend 
gewesen, daß keine Abänderung der Reichs- durch 
landesgesetzliche Vorschriften statthaft sei. In der 
Folgezeit seien ■ — abgesehen von der Ausnahme in 
Nummer 6c — , keine polizeilichen Verbote oder Auf- 
lagen hinsichtlich des Verweilens oder des Betre- 
tens nach örtlichen Gesichtspunkten mehr erfolgt. 
Weder das Strafrechtsänderungsgesetz vom Mai 
1933 noch die Verordnung von 1940 zur Änderung 
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des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten von 1927 habe den Grundcharakter der Re- 
gelung nach § 361 StGB berührt, ebensowenig das 
einschlägige Gesetz des 1. Deutschen Bundestages 
vom 23. Juli 1953. Ein polizeiliches Einschreiten 
gegen Prostitutierte sei nach der gegenwärtigen 
Rechtslage nur möglich, wenn deren Verhalten „auf- 
fällig'' im Sinn von „anreißerisch" sei. 

In der Grundsatzdiskussion wurden gegen die zu- 
grunde liegende Absicht des Gesetzentwurfs keine 
Einwendungen geltend gemacht. Es wurde betont, 
daß nach der bisherigen gesetzlichen Regelung nur 
die obersten Landesbehörden bestimmen könnten, 
in welchen Gemeinden über 20 000 Einwohner die 
Ausübung gewerbsmäßiger Unzucht nach § 361 
Nr. 6c StGB verboten sein solle und weitere Bin- 
dungen nicht auferlegt, insbesondere keine Sperr- 
bezirke errichtet werden könnten. Die Notwendig- 
keit einer diesbezüglichen Regelung wurde mit den 
Wünschen beider Kirchen, den Eingaben betroffener 
Bürger verschiedener Städte und den Eingaben des 
Städtetages untermauert und ein Aufschieben bis 
zur großen Strafrechtsreform abgelehnt. Seitens des 
Bundesjustizministeriums wurde auf eine Entschlie- 
ßung des Landtags von Baden-Württemberg vom 
3. Dezember 1958 und auf Wünsche des Bundes- 
innenministeriums verwiesen und betont, daß die 
hier vorgeschlagene Regelung auch für § 223 des 
neuen Strafrechtsentwurfs vorgesehen sei. Berichte 
aus Großstädten ergäben, daß mit der Errichtung 
von Sperrbezirken den zu verzeichnenden Mißstän- 
den entgegengetreten werden könne. 

In der Einzelaussprache wurde — über die Be- 
richterstattung hinaus — die Gefahr angesprochen, 
die in der zu Artikel 2 vorgeschlagenen Fassung 
zutage trete, daß nämlich die Landesregierung die 
Befugnisse hinsichtlich der Ausübung der Gewerbs- 
unzucht nach Maßgabe des § 361 Nr. 6c StGB 
durch Rechtsverordnung „auf eine andere Behörde" 
delegieren könne. Damit sei auf der einen Seite ein 
Weg in Richtung der Regelung durch die Polizei 
eröffnet und damit ein Schritt zur Reglementierung 
und Kasernierung bzw. zum Ausweissystem auf 
dem Sektor der Prostitution denkbar, zum anderen 
die Möglichkeit uneinheitlicher Praxis innerhalb 
eines Landes ohne Abstimmung der Maßnahmen 
nach systematischen und übergeordneten Gesichts- 
punkten sichtbar. Es wurde zum Ausdruck gebracht, 
daß ein Zurückgehen hinter die Regelung vor 1927 
nicht gewünscht werden könne. Die Übertragung 
der Verordnungsbefugnis solle nicht auf eine untere 
Stufe erfolgen, weil die Entscheidung dann bei der 
Polizei „landen" könne, während eine zentrale Be- 
hörde außer den Gesichtspunkten der Städte und 
der Polizei noch andere Überlegungen berücksich- 
tigen werde. Es wurde weiter Wert auf die Fest- 


stellung gelegt, daß der Begriff „einzelne Bezirke" 
sich nicht etwa auf Vio eines Stadtgebiets erstrecken 
solle, da dann evtl, eine Konzentration an einem 
bestimmten Punkt entstehen und damit der Beginn 
der Kasernierung gegeben sein könne (abgesehen 
von der denkbaren Abwanderung in noch „unver- 
seuchte", namentlich ländliche Gebiete) und daß 
darunter weniger als die Hälfte einer Stadt ver- 
standen werden müsse. 

Nach der Annahme des Artikels 1 mit 14 Stim- 
men bei 2 Enthaltungen wurde ein Antrag des Be- 
richterstatters, die Delegationsbefugnis nach Satz 2 
in Artikel 2 überhaupt zu streichen, mit 10 zu 5 
Stimmen bei einer Enthaltung abgelehnt. Einhellig 
wurde einem Änderungsantrag beigetreten, die vor- 
geschlagene Delegationsbefugnis auf „eine andere 
Behörde" zu ersetzen durch die Übertragung auf 
„die höhere Verwaltungsbehörde". Trotz verneinen- 
der Antwort seitens des Justizministeriums auf die 
Frage, ob eine Reglementierung beabsichtigt sei, 
und ungeachtet der Anmerkung, daß in den zurück- 
liegenden Jahren nichts davon bekanntgeworden 
sei, daß die Polizei versucht habe, die Reglemen- 
tierung wieder einzuführen, hielt es der Ausschuß 
einhellig für geboten, dem Artikel 2 einen Absatz 2 
anzufügen, der dem Wortlaut des § 17 des Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten von 
1927 entspricht, wobei zum Ausdruck gebracht 
wurde, daß die Bestimmung der Klarstellung dienen 
und nicht konstitutive Bedeutung haben solle. Aus 
sprachlichen Gründen wurde das Wort „Häuser- 
blocks" mit 8 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen in 
„Häuserblöcke" geändert. Ein Streichungsantrag für 
den Begriff „Kasernierungen" wurde mit 10 gegen 5 
Stimmen abgelehnt. Die Fassung „die Landesregie- 
rung" am Beginn des Artikels 2 wurde im Hinblick 
auf die Auslegungsfrage zu Artikel 80 GG aus- 
drücklich bestätigt. 

Auf Grund einer bekanntgegebenen Intervention 
des Berliner Senators für Bundesangelegenheiten 
mit dem Hintergrund, daß der Bundesregierung 
durch dieses Gesetz keine Befugnis zur Rechtset- 
zung eingeräumt werden solle, beschließt der Aus- 
schuß einhellig die Streichung des Satzes 2 in Ar- 
tikel 3 und nimmt Artikel 3 im übrigen einstimmig 
an. 

Artikel 4 wird mit dem Hinweis einhellig ange- 
nommen, daß eine ausdrückliche Fristbestimmung 
den Bedürfnissen der Praxis entspreche und für 
Berlin der Zeitpunkt des Inkrafttretens strafrecht- 
licher Bestimmungen der gleiche sein solle wie für 
das Bundesgebiet. 

Auf Anmerkung des Justizministeriums stimmt 
der Ausschuß einstimmig der Überschrift „Entwurf 
eines Fünften Strafrechtsänderungsgesetzes" zu. 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1449 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 22. März 1960 


Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Bauer (Würzburg) 

Berichterstatter 
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ZiisaDHiienslelluiig 

des von den Abgeordneten Memmel, Höcherl, Schlee, Frau Pitz- 
Savelsberg, Dr. Leiske und Fraktion der CDU/CSU eingebrach- 
ten Entwurfs eines Strafrechtsänderungsgesetzes 

— Drucksache 1449 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Strafreditsänderungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuchs 

§ 361 Nr. 6c des Strafgesetzbuchs erhält folgende 
Fassung: 

„6c. wer gewohnheitsmäßig zum Erwerbe Unzucht 
treibt und diesem Erwerbe in einer Gemeinde 
oder in einem Bezirk einer Gemeinde nach- 
geht, in denen die Ausübung der Gewerbs- 
unzucht durch Rechtsverordnung verboten ist;". 

Artikel 2 

Verbot der Gewerbsunzudit 

Die Landesregierung kann die Ausübung der Ge- 
werbsunzudit 

1. in Gemeinden unter zwanzigtausend Einwoh- 
nern für das ganze Gebiet der Gemeinde, 

2. in Gemeinden von zwanzigtausend bis zu 
fünfzigtausend Einwohnern für das ganze Ge- 
biet der Gemeinde oder für einzelne Bezirke 
und 

3. in Gemeinden über fünfzigtausend Einwoh- 
nern für einzelne Bezirke 

durch Rechtsverordnung zum Schutze der Jugend 
oder des öffentlichen Anstandes verbieten (§ 361 
Nr. 6c des Strafgesetzbuchs). Sie kann diese Er- 
mächtigung durch Rechtsverordnung auf eine andere 
Behörde übertragen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf 

eines Fünften Strafrechtsänderungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 

Verbot der Gewerbsunzucht 

( 1 ) Die Landesregierung kann die Ausübung der 
Gewerbsunzucht 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 

durch Rechtsverordnung zum Schutze der Jugend 
oder des öffentlichen Anstandes verbieten (§ 361 
Nr. 6c des Strafgesetzbuchs). Sie kann diese Er- 
mächtigung durch Rechtsverordnung auf die höhere 
Verwaltungsbehörde übertragen. 
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Artikel 3 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver« 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(2) Wohnungsbeschränkungen auf bestimmte 
Straßen oder Häuserblöcke zum Zwecke der Aus- 
übung der gewerbsmäßigen Unzucht (Kasernie- 
rungen) sind verboten. 

Artikel 3 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 
unverändert 
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